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§ 2 Abs 3 VersVG 

Wird der Vertrag durch einen Bevollmächtigten oder einen Vertreter ohne 

Vertretungsmacht geschlossen, so kommt in den Fällen des Abs. 2 nicht nur die Kenntnis 

des Vertreters, sondern auch die des Vertretenen in Betracht. 

 

 

§ 19 VersVG 

Wird der Vertrag von einem Bevollmächtigten oder von einem Vertreter ohne 

Vertretungsmacht abgeschlossen, so kommt für das Rücktrittsrecht des Versicherers nicht 

nur die Kenntnis und die Arglist des Vertreters, sondern auch die Kenntnis und die Arglist 

des Versicherungsnehmers in Betracht. Der Versicherungsnehmer kann sich darauf, daß 

die Anzeige eines erheblichen Umstandes ohne Verschulden unterblieben oder unrichtig 

gemacht ist, nur berufen, wenn weder dem Vertreter noch ihm selbst ein Verschulden zur 

Last fällt. 

 

 

§ 78 VersVG 

Soweit nach den Vorschriften dieses Bundesgesetzes die Kenntnis und das Verhalten des 

Versicherungsnehmers von rechtlicher Bedeutung ist, kommt bei der Versicherung für 

fremde Rechnung auch die Kenntnis und das Verhalten des Versicherten in Betracht. 

 

 

§ 131 Abs 1 VersVG 

Bei der Versicherung von Gütern haftet der Versicherer nicht für einen Schaden, der vom 

Absender oder vom Empfänger in dieser Eigenschaft vorsätzlich oder fahrlässig 

verursacht wird. 

 


